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Von „Forward  
Presence“ zu  
„Forward Defense“ 
Deutschland muss die NATO-
Nordostflanke in Litauen stärken

Fragen der Abschreckung und Verteidigung entlang der Nordost-
flanke der NATO sind seit Beginn des russischen Angriffs auf die 
Ukraine stärker im Fokus der Alliierten. Insbesondere in den bal-
tischen Staaten herrscht Entschlossenheit, jeden Zentimeter des 
Bündnisgebietes gegen einen möglichen russischen Angriff zu 
schützen. Um ein solches Szenario zu verhindern, führt die NATO 
militärische Anpassungen durch, bei denen Deutschland seinen 
Beitrag erhöhen muss.

 – Wegen der russischen Bedrohung sollte sich die NATO ver-
stärkt auf die Verteidigung des Bündnisgebiets konzentrieren, 
besonders in den geografisch exponierten baltischen Staaten.

 – Die seit 2014 eingeleiteten Rückversicherungs- und 
Abschreckungsmaßnahmen sind nicht ausreichend und müssen 
stärker als bisher korrigiert werden.

 – Die Bundesregierung kann zur Verbesserung der Verteidigungs-
fähigkeit des Bündnisgebiets beitragen, indem sie die für die 
Verteidigung Litauens zugesagte Brigade dauerhaft auf litaui-
schem Boden stationiert.

 – Deutschland sollte Großbritannien und Kanada ermutigen, ähn-
liche Maßnahmen in Estland und Lettland zu ergreifen.
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Von „Forward Presence“ zu „Forward Defense“ 

Spätestens seit Beginn der russischen Aggression ge-
gen die Ukraine sind Abschreckung und Verteidi-
gung an der Nordostflanke der NATO wieder aktuell 
und folglich die Anpassung militärischer Maßnahmen 
notwendig. Dabei sollten die Alliierten ein besonde-
res Augenmerk auf das Baltikum legen, denn dieses ist 
geostrategisch besonders exponiert. Estland, Lettland 
und Litauen grenzen jeweils an Russland und gleich-
zeitig fehlt allen drei Ländern ein geografischer Rück-
zugsraum, da sie klein und schmal sind.

Für Deutschland im Besonderen sowie die NATO im 
Allgemeinen hat diese Ausgangslage politisch-stra-
tegische sowie militärische Auswirkungen. Sollte 
Russland etwa einen oder mehrere der baltischen Al-
liierten angreifen, wäre Deutschland unmittelbar be-
troffen. Schließlich zählen Truppen der Bundeswehr 
zu den alliierten Streitkräften, die die Ostgrenze der 
NATO mit multinationalen Gefechtsverbänden ge-
genwärtig absichern. Im Fall eines russischen An-
griffsszenarios wäre jedoch ein Fait accompli nicht 
auszuschließen, in dem Moskau unter Einsatz nuk-
learer Drohgebärden die anderen NATO-Staaten da-
von abhalten würde, militärischen Nachschub für die 
baltischen Staaten zu organisieren. Bereits die Aus-
sicht auf Erfolg solcher Erpressungsversuche könn-
te die NATO zerrütten und einen strategischen Sieg 
für Russland ohne einen langwierigen Krieg erzielen.1

Eine solche Entwicklung würde das Vertrauen in 
Deutschlands Verlässlichkeit und den Zusammen-
halt innerhalb der Allianz stark beschädigen. Das ist 
insofern doppelt problematisch, als die nordosteu-
ropäischen Alliierten bereits gegenwärtig die Ver-
lässlichkeit der Bundesregierung in Zweifel ziehen, 
sie im Ernstfall gegen einen russischen Angriff zu 
verteidigen.

Umso wichtiger ist es, sich die von Wladimir Putin 
bereits im Dezember 2021 geäußerten Vorstellun-
gen von einer neuen europäischen Sicherheitsarchi-
tektur in Erinnerung zu rufen. In Ultimaten an die 
USA und NATO forderte der russische Präsident da-
mals unter anderem die Rückabwicklung der NATO- 
Erweiterung seit 1999 sowie einen De-facto-Rückzug 

1   Vgl. Heinrich Brauß, The Need for the Alliance to Adapt Further, in: John Andreas Olsen (Hrsg.), Future NATO – Adapting to new Realities, London 2020, 
S. 131-144. 

2   Vgl. Sabine Fischer, Moskaus Verhandlungsoffensive – Kurz gesagt, in: SWP, 22.12.2021,  
<https://www.swp-berlin.org/publikation/moskaus-verhandlungsoffensive> (abgerufen am 31.05.2023). 

3   N.B.: Folgende andere Nationen nehmen an der aktuellen Rotation teil: Belgien, Kroatien, Luxemburg, die Niederlande, Norwegen, Tschechien, vgl. 
ENHANCED FORWARD PRESENCE - Litauen – eFP und eVA, in: Bundeswehr, 2022, <https://www.bundeswehr.de/de/einsaetze-bundeswehr/
anerkannte-missionen/efp-enhanced-forward-presence#:~:text=Aktuell%20wird%20der%20deutsche%20Anteil,sie%20die%20eFP%20
Battlegroup%20Litauen> (abgerufen am 31.05.2023). 

4   Vgl. Deutscher Bundestag, Drucksache 20/5700 vom 28.02.2023 (Unterrichtung durch die Wehrbeauftragte – Jahresbericht 2022 (64. Bericht)), S. 10.

der Amerikaner aus Europa.2 Würden die Amerika-
ner diesen Forderungen nachkommen, wäre Europa 
in einer schwierigen Lage. Denn schließlich garan-
tieren die USA im Rahmen der NATO einen Großteil 
der europäischen Sicherheit – nicht zuletzt mittels 
ihres Nuklearschirms, der über NATO-Europa ge-
spannt ist. 

DEUTSCHLANDS ROLLE AN 
DER NATO-NORDOSTFLANKE: 
WAS ZU TUN IST  

Deutschland kommt seit 2022 verstärkt eine wich-
tige Rolle in der Abschreckungs- und Verteidi-
gungsfähigkeit der NATO-Verbündeten zu. Als 
Rahmennation des multinationalen Gefechtsver-
bands im litauischen Rukla führt es im Rahmen der 
Mission enhanced Forward Presence (eFP) – der soge-
nannten verstärkten Vornepräsenz – bereits seit 2017 
die alliierten Truppen in Litauen.3 Die Bundesregie-
rung hat als Reaktion auf die erneute russische Ag-
gression gegen die Ukraine das Truppenkontingent 
auf knapp 900 Einsatzkräfte aufgestockt.4 Weiter-
hin hat Deutschland im letzten Jahr eine Kampfbri-
gade mit rund 3.000 Soldaten und Soldatinnen für 
Litauens Schutz zugesagt. Der etwa 60 Personen 
umfassende Kommandostab der Brigade ist bereits 
dauerhaft in Rukla stationiert. Dagegen soll der Rest 
der Truppe auf deutschem Boden verbleiben und 
nur für Übungen nach Litauen verlegt werden. Die 
Vorbereitung dieser Verlegung, inklusive des dazu-
gehörigen Materials, ist hauptsächliche Aufgabe des 
Kommandostabes. 

Die litauischen Erwartungen an die Bereitstellung ei-
ner mechanisierten Brigade haben für Spannungen 
zwischen beiden Ländern gesorgt. Litauen hat ge-
hofft, dass nicht nur der Kommandostab permanent 
in Litauen stationiert würde, sondern die komplette 
Brigade samt dazugehörigem Material. 

Dies lehnt die Bundesregierung jedoch gegenwär-
tig mit Verweis auf die mangelhafte Ausstattung 
der Bundeswehr ab. Gleichzeitig betont sie, dass die 

https://www.bundeswehr.de/de/einsaetze-bundeswehr/anerkannte-missionen/efp-enhanced-forward-presence#:~:text=Aktuell%20wird%20der%20deutsche%20Anteil,sie%20die%20eFP%20Battlegroup%20Litauen
https://www.bundeswehr.de/de/einsaetze-bundeswehr/anerkannte-missionen/efp-enhanced-forward-presence#:~:text=Aktuell%20wird%20der%20deutsche%20Anteil,sie%20die%20eFP%20Battlegroup%20Litauen
https://www.bundeswehr.de/de/einsaetze-bundeswehr/anerkannte-missionen/efp-enhanced-forward-presence#:~:text=Aktuell%20wird%20der%20deutsche%20Anteil,sie%20die%20eFP%20Battlegroup%20Litauen
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NATO über eine dauerhafte Präsenz entscheiden sol-
le.5 Darüber hinaus heißt es aus Berlin – im Prinzip 
zu Recht –, dass es Litauen bislang an Infrastruktur 
fehle, um eine Brigade dauerhaft im Land zu beher-
bergen; dazu gehören unter anderem Unterbrin-
gungsmöglichkeiten für Soldaten und Soldatinnen 
und deren Familien ebenso wie Übungsplätze.6 

Diesen drei Argumenten lässt sich Folgendes ent-
gegnen: 1. Wenn die Bundesregierung die ange-
kündigte sicherheits- und verteidigungspolitische 
Zeitenwende ernst meint und mit ihrer Umset-
zung glaubwürdig sein will, muss sie die Mittel und 
das Material aufbringen, damit die Bundeswehr ih-
rem Kernauftrag nachkommen kann – nämlich der 
Landes- und Bündnisverteidigung. Zu diesem Auf-
trag gehört hauptsächlich die Absicherung und, 
wenn nötig, auch die Verteidigung der Nordost-
f lanke. 2. Deutschland hat bereits im vergange-
nen Jahr gezeigt, dass es nicht auf Entscheidungen 
der NATO wartet, sondern diese prägt, als Bun-
deskanzler Olaf Scholz vor dem NATO-Gipfel in  
Madrid Ende Juni Litauen jene Brigade zusagte, um 
deren Einsatz nun gerungen wird. 3. Zwar wird es 
vermutlich drei bis fünf Jahre dauern, bis die in-
frastrukturellen Voraussetzungen bereitgestellt 
sind, doch Litauen arbeitet bereits jetzt an deren 
Umsetzung.7

VON ABSCHRECKUNG 
ZUR VERTEIDIGUNG 

Den Grundstein für die aktuelle Entwicklung von 
verstärkter Vornepräsenz und Abschreckung hin zu 
mehr Verteidigungsfähigkeit, insbesondere in den 
baltischen Staaten und Polen, legten die Alliierten 
bereits 2014 mit dem „Readiness Action Plan“ (RAP).8 
Der RAP war die Antwort auf Russlands beginnen-
de Aggression gegen die Ukraine im selben Jahr und 
konzentrierte sich zunächst auf die Vorbereitung 
der schrittweisen militärischen Verstärkung derjeni-
gen Bündnispartner, die an der Grenze zu Russland 
liegen. 

5   Vgl. Pistorius besucht NATO-Partner – „Sicherheit Litauens ist auch unsere Sicherheit“, in: Tagesschau, 07.03.2023,  
<https://www.tagesschau.de/ausland/europa/pistorius-litauen-103.html> (abgerufen am 31.05.2023).

6   Vgl. RUSSLANDS KRIEG GEGEN DIE UKRAINE - Ukraine Aktuell: Pistorius sagt Litauen dauerhafte deutsche Präsenz zu, in: Deutsche Welle, 07.03.2023, 
<https://www.dw.com/de/ukraine-aktuell-pistorius-sagt-litauen-dauerhafte-deutsche-pr%C3%A4senz-zu/a-64903846> (abgerufen am 31.05.2023). 

7   Vgl. Lithuania and Germany Further Build on Military Cooperation by Increasing Deterrence and Defence in the Region, in: Defense-Aerospace, 
08.03.2023, <https://www.defense-aerospace.com/lithuania-preparing-to-host-permanent-german-brigade/> (abgerufen am 31.05.2023); Lithuania 
needs special law on German brigade infrastructure – Landsbergis, in: The Baltic Times, 15.11.2022, <https://www.baltictimes.com/lithuania_needs_
special_law_on_german_brigade_infrastructure___landsbergis/> (abgerufen am 31.05.2023); Augustas Stankevičius und Ignas Jačauskas, Nausėda 
says Scholz agreed on gradual deployment of German brigade in Lithuania, in: LRT, 28.04.2023, <https://www.lrt.lt/en/news-in-english/19/1973065/
nauseda-says-scholz-agreed-on-gradual-deployment-of-german-brigade-in-lithuania> (abgerufen am 31.05.2023). 

8   Vgl. Wales Summit Declaration, in: NATO, 05.09.2014, <https://www.nato.int/cps/en/natohq/official_texts_112964.htm> (abgerufen am 31.05.2023). 

9   Vgl. Heinrich Brauß, NATO Beyond 70: Renewing a Culture of Readiness, in: International Centre for Defence and Security, November 2018, S. 1-11.

Der auf dem NATO-Gipfel 2014 in Wales beschlosse-
ne RAP stellte einen wesentlichen Schritt zur Stär-
kung der Nordostflanke dar und umfasste eine Reihe 
von Anpassungsmaßnahmen in der Luft, auf See und 
an Land, darunter die Verstärkung des NATO Air  
Policing über den baltischen Staaten. Zusätzlich be-
schlossen die Staats- und Regierungschefs in Wales 
eine Verdreifachung des Umfangs der NATO-Reak-
tionskräfte auf etwa 40.000 Truppen, deren „Speer-
spitze“, die multinationale Very High Readiness Joint 
Task Force (VJTF) mit etwa 5.000 Soldaten und Sol-
datinnen, innerhalb weniger Tage mit ersten Ele-
menten verlegbar sein soll. 

Diesen Beschlüssen und Maßnahmen lag die Ein-
sicht zugrunde, im Lichte der völkerrechtswidrigen 
Krim-Annexion und der russischen Unterstützung 
für die Separatisten im Südosten der Ukraine, zur 
ursprünglichen Raison d’Être der NATO zurück-
kehren zu müssen: Abschreckung und Verteidi-
gung. So beschlossen die Alliierten zusätzlich eine 
verstärkte militärische Vornepräsenz entlang der 
Nordostflanke.9

Russlands 
militärische Präsenz 

in Kaliningrad 
erschwert die 
Verlegung von 
Truppen in die 

baltischen Staaten

https://www.baltictimes.com/lithuania_needs_special_law_on_german_brigade_infrastructure___landsbergis/
https://www.baltictimes.com/lithuania_needs_special_law_on_german_brigade_infrastructure___landsbergis/
https://www.lrt.lt/en/news-in-english/19/1973065/nauseda-says-scholz-agreed-on-gradual-deployment-of-german-brigade-in-lithuania
https://www.lrt.lt/en/news-in-english/19/1973065/nauseda-says-scholz-agreed-on-gradual-deployment-of-german-brigade-in-lithuania
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Kern dieser Präsenz bildet, wie zuvor erwähnt, seit 
2017 die Aufstellung von vier multinationalen Ge-
fechtsverbänden, sogenannten Battlegroups, im Um-
fang etwa eines verstärkten Bataillons im Rahmen 
der eFP der NATO. Beim NATO-Gipfel in Warschau 
2016 einigten sich die Mitgliedstaaten auf die Sta-
tionierung der eFP-Kräfte in Estland, Lettland, Li-
tauen und Polen, die in sechsmonatiger Rotation 
zur Verbesserung der alliierten Abschreckung ge-
genüber Russland beitragen sollten. Den Machtha-
bern in Moskau sollte damit signalisiert werden, dass 
sich Russland selbst im Fall eines begrenzten mili-
tärischen Einfalls in das Territorium eines der vier 
Verbündeten unverzüglich mit der gesamten NATO – 
inklusive der Atommächte Frankreich, Großbritanni-
en und USA – im Krieg befände.10 

All die Maßnahmen, die seit 2014 in Gang gesetzt und 
in den Jahren darauf bis heute implementiert und 
weiter angepasst wurden, haben eines gemeinsam: 
Sie dienen der Rückversicherung der Mitgliedstaa-
ten entlang der Flanke, die vom Norden bis in den 
Südosten reicht. Wofür all diese Maßnahmen aller-
dings nicht hinlänglich ausgerichtet sind, ist die Ver-
teidigung des NATO-Bündnisgebiets. 

Die eFP-Kräfte haben im Fall der Fälle die Aufgabe, 
das Verzögerungsgefecht gegen einen russischen 

10   N.B.: Großbritannien stellt in Estland Truppen in Höhe von 993, Kanada stationiert bis zu 639 Einsatzkräfte und die USA stellen 780 Soldaten und 
Soldatinnen für die efP-Battlegroup in Polen, vgl. Factsheet - NATO’s Forward Presence, in: NATO, Juni 2022,  
<https://shape.nato.int/efp/efp/fact-sheet.aspx> (abgerufen am 31.05.2023).

11   Vgl. Heinrich Brauß und Nikolaus Carstens, Germany as framework nation, in: NDC Research Paper, Nr. 14, November 2020, S. 61-69.

12   Vgl. Roger Näbig, Beistand fürs Baltikum - Die „Enhanced Forward Presence“ der NATO gilt als modernes Abschreckungskonzept gegen Russland – 
aber ist sie mehr als ein Symbol? in: Internationale Politik, Nr. 6, November/Dezember 2021, S. 77-80.

13   Vgl. The Federal Government, Strengthening Security in the Baltic States together, in: The Federal Government, 26.5.2023,  
<https://www.bundesregierung.de/breg-en/news/federal-chancellor-b3-summit-2193288> (abgerufen am 07.06.2023); The White House, Remarks by 
President Biden Ahead of the One-Year Anniversary of Russia’s Brutal and Unprovoked Invasion of Ukraine, in: The White House, 21.02.2023,  
<https://www.whitehouse.gov/briefing-room/speeches-remarks/2023/02/21/remarks-by-president-biden-ahead-of-the-one-year-anniversary-of-
russias-brutal-and-unprovoked-invasion-of-ukraine/> (abgerufen am 07.06.2023).

Angriff aufzunehmen, sprich: die Aggression zu ver-
langsamen bis weitere NATO-Truppen nachrücken 
können, um zusammen mit den baltischen Kräften 
eine oder mehrere der baltischen Republiken zu ver-
teidigen oder Teile dieser zurückzuerobern. 

Die Verlegung von Truppen und Material in die bal-
tischen Staaten – zumal in einer Konfliktsituati-
on –   könnte allerdings dadurch erschwert werden, 
dass Russland in seiner Exklave Kaliningrad zwischen  
Litauen und Polen Flugabwehr, weitreichende Artil-
lerie und Geräte zur elektronischen Kampfführung 
stationiert hat (A2/AD).11 Im Kriegsfall könnte Russ-
land durch Präsenz entlang des sogenannten Su-
walki-Korridors – ein nur rund 80 Kilometer breiter 
Streifen, der Polen mit Litauen verbindet – ebendie-
sen schmalen Landstrich militärisch schließen. Die 
Folge wäre, dass die baltischen Staaten von Streit-
kräften anderer NATO-Staaten auf dem Landweg nur 
verzögert und unter Umständen unter Inkaufnahme 
hoher eigener Verluste erreicht werden könnten.12

„JEDEN ZENTIMETER UNSERES 
BÜNDNISGEBIETS VERTEIDIGEN“

Berichte über von russischen Soldaten begange-
ne Kriegsverbrechen in der Ukraine, etwa in But-
scha und Irpin, haben die Einsicht auf Seiten einiger 
NATO-Staaten, insbesondere der baltischen, noch 
einmal mehr verstärkt, dass Bündnisgebiet entlang 
der Nordostflanke, gerade in den besonders expo-
nierten baltischen Staaten, erst gar nicht in russische 
Hände fallen dürfe. Stattdessen haben die Alliier-
ten mehrfach betont, sie würden jeden Zentime-
ter des Bündnisgebiets verteidigen. Eine Warnung, 
die auch Olaf Scholz und Joe Biden gegenüber Pu-
tin äußerten.13

Entsprechend haben die Alliierten am 24. März 2022 
auf einem außerplanmäßigen Gipfel beschlossen, die 
Anzahl der eFP-Gefechtsverbände geografisch aus-
zuweiten. Mittlerweile sind multinationale Battleg-
roups auch in Bulgarien, Rumänien, der Slowakei 

Die Regierung muss 
eine dauerhafte 
Erhöhung des 

Verteidigungsetats 
umsetzen

https://www.whitehouse.gov/briefing-room/speeches-remarks/2023/02/21/remarks-by-president-biden-ahead-of-the-one-year-anniversary-of-russias-brutal-and-unprovoked-invasion-of-ukraine/
https://www.whitehouse.gov/briefing-room/speeches-remarks/2023/02/21/remarks-by-president-biden-ahead-of-the-one-year-anniversary-of-russias-brutal-and-unprovoked-invasion-of-ukraine/


5Nr. 14 | Juni 2023

POLICY BRIEF Von „Forward Presence“ zu „Forward Defense“ 

und Ungarn stationiert.14 Zudem haben Alliierte, die 
bereits seit 2017 als Rahmennationen für eFP-Kräf-
te dienen, ihre Truppen vor Ort aufgestockt.15 Auch 
für das Air Policing im Baltikum stellen einzelne Mit-
gliedstaaten zusätzliche Flugzeuge zur Verfügung 
oder verstärken die Standing Navel Forces.16 

Fortgesetzt hat die NATO ihre militärische Strategie 
weg von einer „forward presense“ hin zu einer „for-
ward defense posture“ auf dem Treffen in Madrid  
im vergangenen Juni. Einen wesentlichen Fortschritt 
stellte dabei folgender Beschluss dar: “Allies have 
committed to deploy additional robust in-place com-
bat-ready forces on our eastern flank, to be scaled up 
from the existing battlegroups to brigade-size units 
where and when required, underpinned by credible 
rapidly available reinforcements, prepositioned equip-
ment, and enhanced command and control.”17 Somit 
stand bereits im Sommer 2022 fest, dass brigadestar-
ke Truppen ein zentraler Baustein der neuen Strategie 
der NATO sein sollen. Wie weit sie mit der Umsetzung 
dieses Beschlusses gekommen ist, wird Thema auf 
dem diesjährigen Gipfel im litauischen Vilnius sein. 

HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN: 

• Um zu verhindern, dass Russland im Ernstfall 
Bündnisterritorium einnimmt, sollte die Bundes-
regierung die dauerhafte Stationierung einer Brigade 
in Litauen vorsehen. Auf dem Weg zur dauerhaften 
Stationierung, sollte Deutschland ein zusätzliches, 
voll ausgestattetes Bataillon nach Litauen entsenden, 
und das zusätzlich zu den deutschen Truppen, 
die bereits zu den eFP-Kräften beitragen. Ein 
angedachter Zeitraum von drei bis fünf Jahren für 
diese Stationierung würde Deutschland die Möglich-
keit geben, die Kräfte aufzustellen und Litauen die 
Chance, die Infrastruktur entsprechend aufzubauen. 

• Die Bundesregierung sollte im Allianzrahmen dafür 
werben, dass auch Großbritannien und Kanada, der-
zeit die zwei anderen „lead nations“ der efP-Kräfte 
im Baltikum, in Estland und Lettland jeweils ähnliche 
Schritte in die Wege leiten, um die Verteidigungs-
fähigkeit der gesamten Nordostflanke zu verbessern.

14   Vgl. Timo Kather, Vier zusätzliche NATO-Battlegroups an der östlichen NATO-Flanke, in: Bundesministerium der Verteidigung, 25.03.2022,  
<https://www.bmvg.de/de/aktuelles/vier-zusaetzliche-nato-battlegroups-fuer-osteuropa-5381844> (abgerufen am 31.05.2023). 

15   Vgl. z.B., Florian Manthey, Bundeswehr entsendet mehr Truppen an NATO-Ostflanke, in: Bundesministerium für Verteidigung, 07.02.2022,  
<https://www.bmvg.de/de/aktuelles/bundeswehr-entsendet-mehr-truppen-an-nato-ostflanke-5344416> (abgerufen am 31.05.2023). 

16   Vgl. Deutschland erweitert Engagement beim enhanced Air Policing South in Rumänien, in: Bundesministerium für Verteidigung, 24.02.2022,  
<https://www.bmvg.de/de/presse/deutschland-erweitert-engagement-eaps-5361524> (abgerufen am 31.05.2023); NATO Allies send more ships, jets 
to enhance deterrence and defence in eastern Europe, in: NATO, 24.01.2022, <https://www.nato.int/cps/en/natohq/news_191040.htm> (abgerufen am 
31.05.2023).  

17   Madrid Summit Declaration, in: NATO, 29.01.2022, <https://www.nato.int/cps/en/natohq/official_texts_196951.htm> (abgerufen am 31.05.2023). 

• Außerdem sollte Deutschland an der Einlagerung 
von militärischem Material in Depots vor Ort in 
Litauen arbeiten, um diese im Bedarfsfall schnell zur 
Verfügung zu haben. Ebenfalls ist es notwendig, auf 
die rasche materielle und personelle Vollausstattung 
der für Litauens Verteidigung designierten Brigade 
hinzuwirken, um eine glaubwürdige Abschreckungs- 
und im Bedarfsfall Verteidigungsbereitschaft 
gegenüber Russland zu signalisieren.

• Weiterhin ist wichtig, dass Deutschland mit und 
gegenüber Litauen Interoperabilität und Vertrauen 
stärkt und aufbaut. Dafür ist die angekündigte Bri-
gade neben den Übungen ein erster sinnvoller 
Schritt.

• Damit Deutschlands sicherheitspolitische „Zeiten-
wende“ umgesetzt wird und nach innen und außen 
Verlässlichkeit vermittelt, muss die Bundesregierung 
eine dauerhafte Erhöhung des Verteidigungsetats 
umsetzen sowie notwendige Reformen einleiten, um 
bürokratische Hürden wie (Beschaffungs-) Prozesse 
im verteidigungspolitischen Apparat abzuschaffen 
beziehungsweise zu beschleunigen.
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